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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Afin de créer une base comptable sûre en matière de protection de l'environnement,
l'Office fédéral de la statistique a mandaté la société genevoise ECOSYS pour réaliser un
modèle de «comptes économiques de l'environnement», pour que la comptabilité
nationale puisse intégrer, à moyen terme, les données concernant ce sujet. Il s'agirait
ainsi de recenser les dépenses publiques et privées effectuées pour la protection de
l'environnement, ainsi que les coûts des dommages infligés à la nature. L'intégration
d'un tel système dans la comptabilité nationale n'existe encore dans aucun pays, mais
l'ONU et l'OCDE ont soulevé ce problème depuis quelques années, et la Confédération
entendait ne pas prendre de retard en ce domaine. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.01.1991
SERGE TERRIBILINI

Selon une étude de l'Office des questions conjoncturelles, les réglementations
introduites ces dernières années en matière de protection de l'environnement n'ont
pas nui à la compétitivité des entreprises helvétiques, et leur influence a été tout à fait
secondaire sur l'économie; ce n'est en effet pas un critère utilisé par les entreprises
pour déplacer ou délocaliser leur production, et les charges qu'elles impliquent ont été
tout à fait supportables. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.10.1992
SERGE TERRIBILINI

Im Februar veröffentlichte das Bundesamt für Umwelt (BAFU) gleich drei neue Studien
zum Thema Grüne Wirtschaft. Eine Befragung von 1000 Personen ergab unter anderem,
dass Konsumenten Umweltinformationen in ihre Kaufentscheide einfliessen lassen.
Eine zweite Studie widmete sich der Frage, wie die gesamte Umweltbelastung, die ein
Produkt von seiner Produktion bis zum Konsum verursacht, am besten erfasst werden
kann und in welcher Form diese Information danach aufzubereiten sei, damit der
Konsument eine konzise und verständliche Übersicht erhält. Auch um positive
Ökosystemleistungen auszuweisen, die dann im Sinne einer Grünen Wirtschaft als
Umweltinformationen in die Wohlfahrtsmessung einfliessen könnten, bräuchte man
entsprechende Indikatoren. Dies war die Grundlage einer dritten Studie, welche unter
anderem potentielle Messkriterien für Trinkwasserqualität, Schutz vor
Naturkatastrophen und Erholungsräume vorschlägt. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.02.2011
MARLÈNE GERBER

Der aktuelle Umweltbericht 2013, den das BAFU im Juli 2013 veröffentlichte, zeigte,
dass trotz durch bereits bestehende politische Eingriffe herbeigeführte
Verbesserungen der Luftqualität die Konzentration gewisser Schadstoffe in der Luft
noch immer regelmässig zu hoch sei. Weiter beeinträchtige die durch Medikamente,
Hygieneprodukte und Pflanzenschutzmittel verursachten Mikroverunreinigungen der
Gewässer die Ökosysteme. Die Schweizer Bevölkerung verbrauche zudem mehr als
doppelt so viele Ressourcen, als ihr bei gerechter Aufteilung unter der gesamten
Weltbevölkerung zustehen würde. Ferner kam der Bericht zum Schluss, die Schweiz
könnte übermässig vom Klimawandel betroffen sein, was sich insbesondere negativ auf
Land- und Forstwirtschaft, den Wintertourismus und die Wasserkraftproduktion
auswirken würde. Diesen Herausforderungen soll unter anderem mit den im
Berichtsjahr verabschiedeten Massnahmen im Rahmen des Aktionsplan „Grüne
Wirtschaft“ sowie mit der im Juli präsentierten Finanzierungslösung für die Aufrüstung
von rund 100 Abwasserreinigungsanlagen begegnet werden. Zur Reduktion der
Umweltbelastung sei ein Übergang zu einer Grünen Wirtschaft zwingend. Hierbei
müssten auch Einschränkungen des Wirtschaftswachstums in Kauf genommen werden,
so die Ausführungen des Umweltamt-Direktors. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.07.2013
MARLÈNE GERBER
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Im Dezember nahm der Bundesrat den Zwischenbericht zur „Strategie Nachhaltige
Entwicklung 2012-2015“ zur Kenntnis, den die verantwortliche Sektion des
Bundesamtes für Raumentwicklung erarbeitet hatte. Die Strategie war im Rahmen der
Legislaturplanung verabschiedet worden und galt als wichtiger Beitrag zur im Vorjahr in
Brasilien abgehaltenen UNO-Nachhaltigkeitskonferenz „Rio+20“. Der Zwischenbericht
zeichnete grundsätzlich eine positive Bilanz betreffend Umsetzung der rund 40 im
Aktionsplan enthaltenen Massnahmen. Handlungsbedarf bestünde jedoch unter
anderem im Bereich des gemeinnützigen Wohnungsbaus, beim Schutz vor
Naturgefahren und bei der nachhaltigen Produktion und Konsumation. Darüber hinaus
verlangten verschiedene sektorale Programme und Konzepte des Bundes – als Beispiele
genannt wurden die Energiestrategie 2050, der Aktionsplan Grüne Wirtschaft, die
Wachstumspolitik 2012-2015 und die Gesundheit 2020 – nach verstärkter Koordination
mit der Strategie Nachhaltige Entwicklung, um die Kohärenz zu erhöhen und
Doppelspurigkeiten zu vermeiden. Von den Massnahmen ausgenommen wurden die
ursprünglich vorgesehene Fiskalregel für die Invalidenversicherung sowie ein neues
Bundesgesetz über Prävention und Gesundheitsförderung. Beide Vorlagen, die zu einer
nachhaltigen Gesellschaft hätten beitragen sollen, waren kürzlich im Parlament
gescheitert. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.12.2013
MARLÈNE GERBER

Das Konzept der planetarischen Belastbarkeitsgrenzen drückt aus, wie viel
Umweltbelastung zulässig ist, damit Umweltauswirkungen auf ein naturverträgliches
Mass reduziert werden können. Die wohl bekannteste Belastbarkeitsgrenze betrifft die
Begrenzung der Klimaerwärmung; das Konzept der Belastbarkeitsgrenzen kennt jedoch
acht weitere Dimensionen. Im Rahmen des Aktionsplans für eine grüne Wirtschaft hatte
das BAFU 2013 eine Studie in Auftrag gegeben, welche einige Dimensionen des
Konzeptes der planetarischen Belastbarkeitsgrenzen in konkrete Schwellenwerte für
die Schweiz übersetzen sollte. Die von der Global Resource Information Database
(GRID), die dem UNO-Umweltprogramm angegliedert ist, in Zusammenarbeit mit der
Universität Genf erstellte Studie folgert nicht ganz überraschend, dass die
Schweizerinnen und Schweizer auf zu grossem Fuss leben. Die umweltbelastenden
Auswirkungen zeigten sich dabei nicht in erster Linie in der Schweiz, sondern
überregional. Die Schweiz überschreite die Schwellenwerte insbesondere beim
Klimawandel (23-fache Überschreitung), der Versauerung der Ozeane (15-fach) sowie
bei Biodiversitäts- und Stickstoffverlusten (jeweils ungefähr doppelte Überschreitung)
in eindeutig kritischem Masse, weswegen diese Bereiche prioritär zu behandeln seien.
Weniger dramatisch gestalte sich die Situation in der Dimension Landnutzung; hier
werde der Schwellenwert noch nicht überschritten. Da sich der Trend jedoch schnell
verschlechtere, wurde auch dieser Bereich in der Schweiz zwar nicht als „eindeutig
kritisch”, aber dennoch als „kritisch” eingestuft. Wegen mangelnder Daten musste auf
Angaben zu den Phosphorverlusten in der Schweiz verzichtet werden. Zur Berechnung
der Schwellenwerte griffen die Autoren auf das „Equal-Share-Prinzip” zurück, gemäss
welchem jedem Erdenbewohner der gleiche Anteil an einer natürlichen Ressource
zusteht. Wo ein Stichtag in der Vergangenheit festgemacht wurde (z.B. 1990 für
Klimaveränderungen), bedeutet dies auch, dass einem Staat in der Gegenwart weniger
Pro-Kopf-Ressourcen zur Verfügung stehen, wenn er sich in der Vergangenheit wenig
ressourcenschonend verhalten hat. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.06.2015
MARLÈNE GERBER

Die neue, im Auftrag des Bundesrates erstellte Nachbefragung, die seit dem Herbst
2016 nicht mehr länger durch gfs.bern in Kooperation mit verschiedenen Universitäten
verfasst, sondern vom Schweizer Kompetenzzentrum Sozialwissenschaften (FORS) und
dem Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) in Zusammenarbeit mit dem Umfrageinstitut
LINK durchgeführt wird, führte verschiedene Gründe für das Scheitern der
Volksinitiative "Grüne Wirtschaft" ins Feld. Gemäss der sog. VOTO-Studie waren
sowohl Zweifel an der Umsetzbarkeit (für 15% das erstgenannte Argument) als auch die
Angst, dass die Initiative der Wirtschaft schade (17%), ausschlaggebend für ihre
ablehnende Haltung. Für wieder andere war die Ablehnung einer
Konsumbevormundung (9%) oder die Überzeugung, die Schweiz trage bereits
ausreichend zum Schutze der Umwelt bei (8%), entscheidend für ein Nein. Eine
beträchtliche Anzahl der Nein-Stimmenden (14%) gab auch an, bei ihrem Entscheid
Empfehlungen gefolgt zu sein, wobei diese Empfehlungen in erster Linie vom Bundesrat
stammten. Auf der anderen Seite war das ausschlaggebende Argument für eine
Unterstützung der Volksinitiative klar die Förderung des Umweltschutzes (41%). Auf
stärkere Zustimmung stiess das Anliegen bei der jüngsten Generation der
Stimmberechtigten – bei dieser sogar auf mehrheitliche – und bei der

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.11.2016
MARLÈNE GERBER
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Stimmbürgerschaft mit universitärem Bildungshintergrund. Auffallend war die
vergleichsweise tiefe Unterstützung bei der SP-Anhängerschaft: Während
Sympathisantinnen und Sympathisanten der Grünen der Volksinitiative ihrer Partei mit
87% zustimmten, betrug die Zustimmungsrate bei der Gefolgschaft der SP lediglich
63%. Ferner zeigten die Auswertungen, dass Mitte-Wählerinnen und -Wähler in der
Romandie deutlich besser von den Befürwortern abgeholt worden waren als in der
Deutschschweiz. 
Interessanterweise äusserte knapp die Hälfte der Nein-Stimmenden ihre Zustimmung
zu zentralen Pro-Argumenten und somit indirekt auch zu allfälliger staatlicher
Intervention: 47% aller Nein-Stimmenden erachteten die Initiative als wichtig, damit die
Wirtschaft einen grösseren Beitrag zum Umweltschutz leiste, und die Hälfte der Nein-
Stimmenden hatte nichts dagegen, dass die Initiative zu Gunsten der Konsumentinnen
und Konsumenten Unternehmen zwingen könnte, langlebigere Produkte herzustellen.
Auf der gegnerischen Seite verfingen hingegen die Argumente, die Initiative trage zur
Verteuerung von Produkten bei (55%) und zwinge die Bürger, ihren Lebensstil zu ändern
(42%), ebenfalls relativ gut bei den Ja-Stimmenden. Nicht zuletzt zeigte sich auch
betreffend die Zustimmung zu zentralen Argumenten im Abstimmungskampf ein
Röstigraben: 81% aller Stimmenden in der Romandie zeigten sich überzeugt, dass der
Förderung umweltschonender Technologien die Zukunft gehöre. Dieses Argument
wurde in der Deutschschweiz von 59% der Stimmenden unterstützt. 7

Ende 2018 genehmigte der Bundesrat den Bericht «Umwelt Schweiz 2018». Der
Bericht hielt fest, dass die Umweltbelastung in der Schweiz in den letzten beiden
Jahrzehnten gesamthaft gesunken sei. Fortschritte konnten beispielsweise in den
Bereichen «Sanierung von Altlasten» oder «Ressourceneffizienz» erzielt werden.
Ausserdem sei es gelungen, das Wirtschaftswachstum vom Ausstoss der Treibhausgase
zu entkoppeln. Trotz dieser Fortschritte würden die natürlichen Ressourcen nach wie
vor stark genutzt. Die grössten Herausforderungen bestünden im wachsenden
Bodenverbrauch, in der Überdüngung von Ökosystemen, in der Belastung der Böden
und Gewässer mit Pflanzenschutzmitteln und im damit verbundenen Verlust der
Biodiversität sowie auch im voranschreitenden Klimawandel. Der Bundesrat setze nun
den Klimaschutz, den effizienten Ressourcenverbrauch und den Erhalt der Biodiversität
ins Zentrum seiner Umweltpolitik. 
Weiter hielt die umfassende Studie fest, dass sich die verschiedenen
Umweltbelastungen nicht alleine mit technologischem Fortschritt bewältigen liessen;
vielmehr sei ein Wandel in den Konsumations- und Produktionsmustern vonnöten,
damit Umwelt und Ressourcen geschont werden könnten. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.12.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat publizierte im Dezember 2022 den Bericht «Umwelt Schweiz 2022».
Dieser gab einen allgemeinen Überblick über den Zustand der Umwelt in der Schweiz
und führte die grössten Herausforderungen auf, die sich gemäss Bundesrat in der
Zukunft für die Schweiz in diesem Bereich stellen. Der Bericht wies darauf hin, dass die
Schweiz im Umweltschutz in den letzten Jahren einige Erfolge erzielen konnte, so etwa
im Bereich Luft- und Wasserqualität oder beim Umgang mit Naturgefahren. Der
ökologische Fussabdruck der Schweiz sei aber immer noch viel zu gross und der im
Ausland verursachte ökologische Fussabdruck nehme weiter zu. Hauptverantwortlich
für die Umweltbelastung seien die drei Bereiche Mobilität, Wohnen und Ernährung.
Diese Belastung wiederum führe in vielen Bereichen zu negativen Konsequenzen,
insbesondere beim Klima und der Biodiversität und damit zusammenhängend bei der
Gesundheit der Bevölkerung. Folglich gehörten die Bereiche Klimaschutz, Erhaltung der
Biodiversität und die Förderung der Kreislaufwirtschaft – wie bereits im Bericht Umwelt
2018 – zu den Hauptprioritäten der Umweltpolitik der Schweiz. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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